Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1698 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Rahmengesetzes zur Vereinheitlichung des 
Beamtenrechts (Beamtenrechtsrahmengesetz-BRRG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel I 


Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1834) wird wie folgt geändert: 

Die Paragraphen 105 bis 114 erhalten folgende 
Fassung: 

„§ 105 


(1) Hochschullehrer im Sinne dieses Gesetzes 
sind die als Lehrer an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen zu Beamten ernannten Professoren und Do- 
zenten. Wissenschaftliche Hochschulen im Sinne 
dieses Gesetzes sind Universitäten, Technische 
Hochschulen sowie andere Hochschulen, die nadi 
Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen an- 
erkannt sind. 

(2) Auf Hochschullehrer und sonstige beamtete 
Lehrkräfte an wissenschaftlichen Hochschulen fin- 
den die für Beamte allgemein geltenden Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes Anwendung, soweit nachfol- 
gend nicht anderes bestimmt ist. 


§ 106 

(1) Die Vorschriften über die Laufbahnen, die 
Stellenausschreibung, die Probezeit, die Abordnung, 
die Versetzung und die Arbeitszeit finden auf Hoch- 
schullehrer und sonstige Lehrkräfte keine Anwen- 
dung. Ferner gelten für Hochschullehrer nicht die 
Vorschriften über den einstweiligen Ruhestand. 

(2) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit können 
Hochschullehrer gesetzlich nur insoweit verpflichtet. 


werden, als die Nebentätigkeit in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Lehr- und Forschungstätig- 
keit des Hochschullehrers steht. 

(3) Für Hochschullehrer ist auch die Zeit ruhe- 
gehaltfähig, in der sie nach der Habilitation dem 
Lehrkörper einer wissenschaftlichen Hochschule an- 
gehört haben. 


§ 107 

Lehrstuhlinhaber werden stets zu Beamten auf 
Lebenszeit ernannt. 


§ 108 

(1) Die Inhaber planmäßiger Lehrstühle an wis- 
senschaftlichen Hochschulen sind nach Erreichen der 
Altersgrenze von ihren amtlichen Verpflichtungen 
entbunden (Entpflichtung); der Zeitpunkt der Ent- 
pflichtung ist gesetzlich zu bestimmen. § 26 Abs. 3 
findet keine Anwendung. 

(2) Durch die Entpflichtung wird die allgemeine 
beamtenrechtliche Stellung der Inhaber planmäßiger 
Lehrstühle nicht verändert. Sie erhalten ihre Dienst- 
bezüge weiter, steigen jedoch in den Dienstalters- 
stufen nicht mehr auf. Vorlesungsgeldzusicherungen 
fallen fort und können nicht neu begründet werden; 
dies gilt nicht, soweit Vorlesungsgeldanteile und 
Vorlesungsgeldzusicherungen durch eine Pauschale 
ersetzt werden. Für die Anwendung der Vorschrif- 
ten der §§ 82 bis 85 und des § 89 gelten diese Be- 
züge als Ruhegeld, die Empfänger als Ruhestands- 
beamte. 

(3) Die Bemessung des Sterbe-, Witwen- und 
Waisengeldes der Hinterbliebenen der entpflichte- 
ten Hochschullehrer ist gesetzlich zu regeln. 
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§ 109 

(1) Die außerplanmäßigen Professoren, die als 
solche zu Beamten auf Widerruf ernannt sind und in 
ihrer Eigenschaft als Privatdozenten Dienstbezüge 
erhalten, können, sofern sie nicht nach § 23 Abs. 1 
zu entlassen sind, nur entlassen werden, 

1. wenn sie eine Handlung begehen, die bei 
einem Beamten auf Lebenszeit eine Diszi- 
plinarstrafe zur Folge hätte, die nur im 
förmlichen Disziplinarverfahren verhängt 
werden kann, oder 

2. wenn die Voraussetzungen des § 19 Satz 1 
vorliegen und eine andere Verwendung 
nicht möglich ist oder 

3. wenn ihr wirtschaftliches Auskommen 
durch eine andere Berufstätigkeit voraus- 
sichtlich dauernd gesichert ist oder 

4. wenn die Lehrbefugnis aus anderen Grün- 
den als infolge Dienstunfähigkeit endet. 

Eine Entlassung nach Nummer 4 ist ausgeschlossen, 
wenn seit Ernennung zum außerplanmäßigen Pro- 
fessor zehn Jahre verstrichen sind; die allgemeinen 
Bestimmungen über die Abordnung und die Verset- 
zung sind in diesem Falle anwendbar. Bei der Ent- 
lassung nach den Nummern 2 bis 4 gilt § 23 Abs. 4 
entsprechend. 

(2) Auf außerplanmäßige Professoren im Sinne 
des Absatzes 1 finden die für Beamte auf Lebenszeit 
geltenden Vorschriften über den Eintritt in den 
Ruhestand und die Hinterbliebenenversorgung ent- 
sprechende Anwendung. 

§ HO 

Auf Privatdozenten, die als solche zu Beamten 
auf Widerruf ernannt sind und in ihrer Eigenschaft 
als Privatdozenten Dienstbezüge erhalten, finden 
die für Beamte auf Probe geltenden Vorschriften 
über den Eintritt in den Ruhestand und die Hinter- 
bliebenenversorgung entsprechende Anwendung. 
Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß sie auch 
nach Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand 
versetzt werden können. 

§ 111 

Auf die wissenschaftlichen Assistenten und die 
Tutoren, die als solche zu Beamten auf Widerruf 
ernannt sind, finden die für Beamte auf Widerruf 
allgemein geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
mit Ausnahme der Vorschriften über die Laufbah- 
nen und die Stellenausschreibung Anwendung, so- 
weit in § 112 nichts anderes bestimmt ist. 

§ 112 

(1) Auf die zu Beamten auf Widerruf ernannten 
wissenschaftlichen Assistenten, die Privatdozenten 


sind, Oberassistenten, Oberärzte, Oberingenieure 
und Lektoren, soweit sie Beamte auf Widerruf sind, 
findet § 110 oder, wenn sie außerplanmäßige Pro- 
fessoren und Beamte auf Widerruf sind, § 109 
Abs. 2 Anwendung. 

(2) Auf die übrigen wissenschaftlichen Assisten- 
ten und die Tutoren, die zu Beamten auf Widerruf 
ernannt sind, findet § 27 Abs. 1 entsprechende An- 
wendung. 

(3) Für alle beamteten wissenschaftlich tätigen 
Angehörigen der wissenschaftlichen Hochschulen, 
die nicht ins Beamtenverhältnis auf Lebenszeit be- 
rufen sind, kann für den Fall ihres Ausscheidens 
ohne ihren eigenen Antrag gesetzlich ein Über- 
gangsgeld gewährt werden. 

§ 113 

Unberührt bleibt die Ernennung der außerplan- 
mäßigen Professoren, Privatdozenten und wissen- 
schaftlichen Assistenten, die als solche zu Beamten 
auf Widerruf ernannt sind, zu Beamten auf Lebens- 
zeit unter Übertragung eines anderen Amtes. 

§ 114 

(1) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß auf 
Lehrkräfte an anderen als wissenschaftlichen Hoch- 
schulen § 106 Abs. 1 ganz oder teilweise entspre- 
chend anzuwenden ist. 

(2) Professoren an anderen als wissenschaftlichen 
Hochschulen, die in dieselbe Besoldungsgruppe ein 
gestuft sind wie die ordentlichen Professoren an 
wissenschaftlichen Hochschulen, können durch Lan- 
desgesetz die Rechte aus § 108 zuerkannt werden. 

(3) Für Dozenten an diesen Hochschulen, die als 
solche zu Beamten auf Widerruf ernannt sind, kann 
gesetzlich eine dem § 110 entsprechende Regelung 
getroffen werden. 

(4) Für Assistenten an diesen Hochschulen, die 
als solche zu Beamten auf Widerruf ernannt sind, 
kann durch Gesetz eine den §§ 111 und 112 ent- 
sprechende Regelung getroffen werden. 

(5) Die Hochschulen im Sinne des Absatzes 1 
bestimmt das Landesrecht.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. I 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 3. Dezember 1963 


Ollenhauer und Fraktion 
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